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Gesetz

zur Eingliederung der Berufsakademie Berlin
in die Fachhochschule für Wirtschaft Berlin

Vom 2. Oktober 2003

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Eingliederung der Berufsakademie

in die Fachhochschule für Wirtschaft Berlin

(1) Die Berufsakademie Berlin wird als Fachbereich in die Fach-
hochschule für Wirtschaft integriert und führt die Bezeichnung „Be-
rufsakademie in der Fachhochschule für Wirtschaft“. Gleichzeitig
wird die Fachhochschule für Wirtschaft in Fachbereiche gegliedert.
Die Neustrukturierung der Fachhochschule für Wirtschaft wird
durch die nach dem Berliner Hochschulgesetz zuständigen Gremien
vorgenommen.

(2) Die Fachbereichsräte in der Fachhochschule für Wirtschaft
sind spätestens vier Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu
wählen. Bis zur Wahl werden die Funktionen des Fachbereichsrates
für den Fachbereich Berufsakademie durch den bisherigen Direktor
der Berufsakademie, für den übrigen Bereich der Fachhochschule
für Wirtschaft durch die Leitung der Fachhochschule wahrgenom-
men. Die zentralen akademischen Gremien werden in der gleichen
Frist neu gewählt.

(3) Der Fachbereichsrat des Fachbereichs Berufsakademie nimmt
seine Aufgaben gemäß § 71 des Berliner Hochschulgesetzes in der
Fassung vom 13. Februar 2003 (GVBl. S. 82), das durch Artikel II
des Gesetzes vom 27. Mai 2003 (GVBl. S. 185) geändert worden ist,
wahr, sofern diese nicht gemäß § 3 an die Duale Kommission zur
selbständigen Erledigung übertragen sind. Der Fachbereichsrat er-
lässt die von der Dualen Kommission beschlossenen Ausbildungs-
und Prüfungsvorschriften als Studien- und Prüfungsordnungen.

(4) Der Fachbereich Berufsakademie hat eine Mindestausbil-
dungskapazität von 1 355 Studienplätzen, sofern betriebliche Aus-
bildungsplätze in diesem Umfang bereitgestellt werden.

§ 2
Duale Kommission

(1) Die Duale Kommission des Fachbereichs Berufsakademie ist
ein besonderes Gremium des Zusammenwirkens von Hochschule
und Wirtschaft.

(2) Der Dualen Kommission gehören an:

1. eine hauptberufliche Lehrkraft aus jedem Ausbildungsbereich
sowie der Dekan oder die Dekanin und seine oder ihre Stellver-
tretung,

2. je ein Vertreter oder eine Vertreterin der Studierenden aus jedem
Ausbildungsbereich,

3. je ein Vertreter oder eine Vertreterin der Arbeitgeber, der Arbeit-
nehmer und der Ausbilder aus jedem Ausbildungsbereich,

4. je ein Vertreter oder eine Vertreterin der Industrie- und Handels-
kammer zu Berlin und der örtlich zuständigen Vereinigung der
Unternehmensverbände,

5. ein Vertreter oder eine Vertreterin der Gewerkschaften.

Jedes Mitglied hat einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin.

(3) Die Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 werden vom Leiter der
Fachhochschule für Wirtschaft bestellt, und zwar die Vertreter oder
Vertreterinnen der Arbeitgeber und der Vereinigung der Unterneh-
mensverbände auf Vorschlag der zuständigen Vereinigung der Un-
ternehmensverbände, die Vertreter oder Vertreterinnen der Ausbilder
und der Industrie- und Handelskammer auf Vorschlag der Industrie-
und Handelskammer zu Berlin und die Vertreter oder Vertreterinnen
der Arbeitnehmer und der Gewerkschaften auf Vorschlag des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes, Landesbezirk Berlin-Brandenburg.

(4) Die hauptberuflichen Lehrkräfte werden von den hauptberuf-
lichen Lehrkräften des Fachbereichs Berufsakademie, die Vertreter
oder Vertreterinnen der Studierenden von den Studierenden des
Fachbereichs Berufsakademie gewählt.

(5) Die Duale Kommission wählt aus ihrer Mitte für die Dauer
von zwei Jahren einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende und den
Stellvertreter oder die Stellvertreterin. Davon soll eine Person Ver-
treter oder Vertreterin nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1, die andere Vertre-
ter oder Vertreterin der Ausbildungsstätten sein.

§ 3

Aufgaben der Dualen Kommission

(1) Die Duale Kommission beschließt in allen Angelegenheiten
des Fachbereichs Berufsakademie von grundsätzlicher Bedeutung.
Sie sorgt für die Zusammenarbeit zwischen dem Fachbereich Be-
rufsakademie und den Ausbildungsstätten. Zu ihren Aufgaben gehö-
ren die abschließende Entscheidung über

1. die Planung und Entwicklung des Fachbereichs Berufsakademie,

2. die Einrichtung neuer Ausbildungsbereiche und Fachrichtungen
im Rahmen der Ausbildungskapazität gemäß § 1 Abs. 4,

3. die Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften,

4. die Grundsätze für die Zulassung von Studierenden,

5. die Grundsätze für die Ausgestaltung des Vertragsverhältnisses
zwischen den Studierenden und den Ausbildungsstätten,

6. die Grundsätze für die Eignung und Zulassung der Ausbildungs-
stätten sowie die Durchführung und Überwachung dieser Grund-
sätze, die Fortschreibung des Verzeichnisses der geeigneten
Ausbildungsstätten,

7. die Grundsätze für die Zusammenarbeit des Fachbereichs Be-
rufsakademie mit den Ausbildungsstätten sowie über die Koor-
dinierung der Ausbildung,

8. die Abstimmung der Ausbildungskapazitäten an dem Fach-
bereich Berufsakademie und in den Ausbildungsstätten, erfor-
derlichenfalls die Festlegung der Beteiligung der einzelnen Aus-
bildungsstätten,

9. Maßnahmen zur Erhaltung und Gewinnung von Ausbildungs-
plätzen.

(2) Die Duale Kommission richtet zu ihrer Beratung jeweils eine
Fachkommission für die Ausbildungsbereiche ein. Die Empfehlun-
gen der Fachkommissionen erstrecken sich auf die fachlichen Ange-
legenheiten der im Fachbereich Berufsakademie eingerichteten Aus-
bildungsbereiche, insbesondere auf die Aufstellung von Studien-
und Ausbildungsplänen. Jeder Fachkommission gehören sechs sach-
kundige hauptamtliche Lehrkräfte der Fachhochschule und sechs
Vertreter oder Vertreterinnen der beteiligten Ausbildungsstätten so-
wie ein Vertreter oder eine Vertreterin der Studierenden an. Jedes
Mitglied hat einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin. Für Vor-
schläge und Bestellung der Mitglieder sind die Vorschriften des § 2
Abs. 3 und 4 entsprechend anzuwenden.

(3) Die Rechts- und Fachaufsicht des Leiters oder der Leiterin der
Hochschule bleibt unberührt.

§ 4

Studienberechtigung

(1) Zum Studium im Fachbereich Berufsakademie kann zugelas-
sen werden, wer

1. über die Hochschulzugangsberechtigung gemäß § 10 des Ber-
liner Hochschulgesetzes verfügt,
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2. mit einer geeigneten Ausbildungsstätte einen Ausbildungsver-
trag abgeschlossen hat, der den von der Dualen Kommission
gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 aufgestellten Grundsätzen ent-
spricht, und

3. von dieser Ausbildungsstätte im Rahmen des festgelegten Um-
fangs der Beteiligung angemeldet worden ist.

(2) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn das Ausbildungsver-
hältnis des oder der Studierenden rechtswirksam beendet und nicht
innerhalb von acht Wochen ein neuer Ausbildungsvertrag abge-
schlossen worden ist.

(3) Den Bescheid über die Zulassung und über den Widerruf der
Zulassung erteilt der Leiter der Hochschule.

§ 5

Studium, Abschlüsse

(1) Das Studium am Fachbereich Berufsakademie und die Aus-
bildung in den Ausbildungsstätten dauern in der Regel insgesamt
drei Jahre.

(2) Auf Grund des erfolgreich abgeschlossenen Studiums gemäß
Absatz 1 wird der Bachelorgrad als erster berufsqualifizierender Ab-
schluss verliehen.

§ 6

Übergangsregelungen für Studierende,
Absolventen und Absolventinnen

(1) Die zum Zeitpunkt der Integration der Berufsakademie in die
Fachhochschule für Wirtschaft an der Berufsakademie immatriku-
lierten Studierenden werden an der Fachhochschule für Wirtschaft
immatrikuliert und führen ihr Studium nach den bisher geltenden
Studien- und Prüfungsordnungen fort.

(2) Die zum Zeitpunkt der Integration der Berufsakademie in die
Fachhochschule für Wirtschaft immatrikulierten Studierenden erhal-
ten auf Antrag statt des Bachelorgrades den Diplomgrad mit dem
Zusatz „(BA)“ verliehen.

(3) Die Absolventen und Absolventinnen der Berufsakademie
Berlin, die ihre Ausbildung vor der Integration in die Fachhoch-
schule für Wirtschaft abgeschlossen haben, können innerhalb von
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragen, an Stel-
le des Diplomgrades mit dem Zusatz „Berufsakademie“ bezie-
hungsweise „(BA)“ den entsprechenden Bachelorgrad zu führen.
Auf Antrag wird den Berechtigten eine Urkunde von der Fach-
hochschule ausgestellt; hierfür wird eine Gebühr erhoben. Es ist
nicht zulässig, gleichzeitig sowohl den Diplomgrad der Berufs-
akademie als auch den Bachelorgrad der Fachhochschule für Wirt-
schaft zu führen.

§ 7

Überleitung des Personals

(1) Die an der Berufsakademie Berlin tätigen Beamten und
Beamtinnen werden in den Dienst der Fachhochschule für Wirt-
schaft übernommen. Sie gelten mit Inkrafttreten dieses Gesetzes
als übergetreten. Der Übergang ist jedem Beamten und jeder
Beamtin persönlich und unverzüglich nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes in schriftlicher Form mitzuteilen. Die für die Verteilung
der Versorgungslasten gemäß § 107 b des Beamtenversorgungs-
gesetzes erforderliche Zustimmung des abgebenden und des auf-
nehmenden Dienstherrn gilt mit der Übernahme gemäß Satz 1 als
erteilt.

(2) Die Fachhochschule für Wirtschaft tritt in die Rechte und
Pflichten aus den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
mit dem Land Berlin bestehenden Arbeitsverhältnissen einschließ-
lich der Vergütungsregelungen ein. Der Übergang ist jedem Ar-
beitnehmer und jeder Arbeitnehmerin persönlich und unverzüg-
lich nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in schriftlicher Form
mitzuteilen. Die Fachhochschule für Wirtschaft wird die vom
Land Berlin nach tariflichen Vorschriften angerechneten Beschäf-
tigungszeiten, Dienstzeiten und Bewährungszeiten weiter berück-
sichtigen.

(3) Die Professoren und Professorinnen an der Berufsakademie
werden als Professoren oder Professorinnen nach dem Berliner
Hochschulgesetz an die Fachhochschule für Wirtschaft übergeleitet.
Der Direktor der Berufsakademie Berlin wird von der Fachhoch-
schule für Wirtschaft in eine Planstelle der Besoldungsgruppe B 2
eingewiesen.

§ 8

Übergang der Einnahmen und Ausgaben
auf die Fachhochschule für Wirtschaft Berlin

(1) Die Fachhochschule für Wirtschaft tritt in die Rechte und Ver-
bindlichkeiten der Berufsakademie Berlin ein. Das von der Berufs-
akademie genutzte bewegliche Vermögen geht in das Eigentum der
Fachhochschule für Wirtschaft über.

(2) Die bisher im Haushalt des Landes Berlin für die Berufsaka-
demie Berlin nachgewiesenen Einnahmen und Ausgaben sind vom
Zeitpunkt der Integration an im Haushalt der Fachhochschule für
Wirtschaft zu veranschlagen.

(3) Die Fachhochschule für Wirtschaft stellt sicher, dass die
bisher im Haushalt des Landes Berlin für die Berufsakademie Ber-
lin nachgewiesenen Einnahmen und Ausgaben – abzüglich zentra-
ler Verwaltungsausgaben – dem Fachbereich Berufsakademie im
Rahmen der internen Budgetierung zur Verfügung gestellt werden.

(4) Die im Kapitel 17 32 des Doppelhaushaltsplanes 2002/2003
vorgenommenen Ausgabenkürzungen im Vergleich zum Haushalts-
plan 2001 sowie die für die Jahre 2004 bis 2006 vorgesehenen Aus-
gabenkürzungen werden über den Strukturfonds der Fachhochschu-
len gemäß den Hochschulverträgen für die Jahre 2003 bis 2005 dau-
erhaft ausgeglichen.

§ 9

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 9. April 1996
(GVBl. S. 160), zuletzt geändert durch Artikel V § 1 des Gesetzes
vom 10. Februar 2003 (GVBl. S. 62), wird wie folgt geändert:

1. Anlage I wird wie folgt geändert:

a) Die Landesbesoldungsordnung A wird wie folgt geändert:

aa) In Besoldungsgruppe 14 wird

– die Amtsbezeichnung „Professor an der Berufsakade-
mie Berlin – als Dozent – 3)“,

– die Fußnote 3 „3) Erhält eine Amtszulage nach Anla-
ge II“

gestrichen.

bb) In Besoldungsgruppe 15

– wird die Amtsbezeichnung „Professor an der Berufs-
akademie Berlin

– als Fachleiter –7)

– als Ausbildungsbereichsleiter –8)“,

– werden die Fußnoten

„7) Erhält eine Amtszulage nach Anlage II.
8) Erhält eine Amtszulage nach Anlage II.“

gestrichen.

cc) In Besoldungsgruppe 16 wird die Amtsbezeichnung
„Professor an der Berufsakademie Berlin – als der stän-
dige Vertreter des Direktors“ gestrichen.

b) In der Landesbesoldungsordnung B wird in Besoldungs-
gruppe 2 die Amtsbezeichnung „Professor als Direktor der
Berufsakademie Berlin“ gestrichen.

2. In der Anlage II (Amtszulagen, Stellenzulagen) in der auf
Grund des § 10 Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes bekannt
gemachten Fassung vom 13. Juni 2001 (ABl. S. 2714), gültig
ab 1. Januar 2002, werden bei den Amtszulagen bei der
Besoldungsgruppe „A 14“ die Fußnote „3“ und der Betrag
„220,47“ und bei der Besoldungsgruppe „A 15“ die Fußnote
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„7“ und der Betrag „313,72“ sowie die Fußnote „8“ und der
Betrag „391,45“ gestrichen.

§ 10
Lehrverpflichtungsverordnung

Bis zu einer Neufassung der Lehrverpflichtungsverordnung in der
Fassung vom 27. März 2001 (GVBl. S. 74), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 19. März 2003 (GVBl. S. 148), gilt die Lehrverord-
nung Berufsakademie vom 3. März 1998 (GVBl. S. 69), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 21. April 2002 (GVBl. S. 127), für die
Lehrkräfte des Fachbereichs Berufsakademie der Fachhochschule
für Wirtschaft fort.

§ 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt das Berliner
Berufsakademiegesetz vom 10. Juni 1993 (GVBl. S. 252), geändert
durch Artikel X des Gesetzes vom 12. März 1997 (GVBl. S. 69),
außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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